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noch nicht entschieden haben,
ob sie nicht lieberweiterOpposi-
tion sein wollen.
Also doch weiterregieren mit
der CDU?
Nein. Wir werden nach der Wahl
prüfen, ob die Linkspartei ver-
steht, wie die finanziellen Spiel-
räume sind. Wir haben im Land
keinen Einfluss auf die Steuer-
einnahmen. Wir müssen drin-
genddenHochwasserschutz ver-
bessern, wir müssen bei den Ki-
tas Erzieherinnen ordentlich be-
zahlen.Wir haben in der Bildung
schon jetzt für die nächsten fünf
Jahre fixierte Mehrausgaben,

„Das ist die Voraussetzung für Rot-Rot“
THÜRINGEN SozialministerinHeikeTaubert hat als Spitzenkandidatinder SPDkaumChancen, dienächsteMinisterpräsidentin zuwerden.
Aber von ihrer Partei hängt es ab, ob die CDU oder die Linkspartei im Herbst in Erfurt den Ministerpräsidenten stellen darf
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taz: Frau Taubert, wird die SPD
in Thüringen nach der Land-
tagswahl im September wieder
mit derCDUregieren–oderden
Linkspartei-Mann Bodo Rame-
low zum Ministerpräsidenten
wählen?
Heike Taubert: Das entscheiden
wir nach der Wahl. Aber die SPD
will vorallemselbstdieMinister-
präsidentin stellen.
Das wären Sie. Aber 40 Prozent
der WählerInnen kennen Sie
gar nicht.
Also kennen mich 60 Prozent.
Das ist nach nur einem halben
Jahr Spitzenkandidatur ein guter
Wert. Stephan Weil kannten in
Niedersachsen auch nicht viele.
Jetzt ist er dort Ministerpräsi-
dent.
In Niedersachsen hatte die SPD
bei der letzten Landtagswahl
über 30 Prozent, in Thüringen
liegt sie in Umfragen unter 20,
8 Prozentpunkte hinter der
Linkspartei und sogar 17 hinter
der CDU.
Wir haben unser Potenzial noch
nicht ausgeschöpft – CDU und
Linkspartei schon. Da geht noch
was.
Mit wem hat die SPD inhaltlich
mehr gemeinsam – CDU oder
Linkspartei?
MitderLinksparteihabenwirauf
den ersten Blick die größere
Schnittmenge. Aber die Links-
partei war bisher immer nur in
derOpposition.Wirbrauchenso-
lide Finanzen. Es ist fraglich, ob
das mit der Linkspartei geht.
Und:Wir habenmit der CDU seit
2009viel SPD-Politik umgesetzt:
bei den Kitas, längerem gemein-
samenLernen,beiderSozialpoli-
tik.
Sie halten die Linkspartei nicht
für regierungsfähig?
Bodo Ramelow möchte unbe-
dingt regieren. Aber in seiner
Fraktion gibt es Leute, die sich
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WelcheRollespieltdieDDR-Ver-
gangenheit noch?
WirhabenMitglieder, die ausder
Bürgerbewegung kommen und
zu Recht empfindlich sind. Die
Linksparteimuss zeigen, dass sie
ihre Geschichte aufgearbeitet
hat.
2009 war eine Ex-Stasi-IM in
der Verhandlungskommission
der Linkspartei …

Dagegen haben wir protestiert.
Dashatdenrot-rotenSondierun-
gen damals nicht geholfen. Ich
gehedavonaus,dassBodoRame-
low diesmal Ähnliches verhin-
dern wird.
Wäre Ramelow ein guterMinis-
terpräsident?
Ich fand ihn in den Verhandlun-
gen 2009 schwierig: aufbrau-
send und nicht berechenbar. Er
ist ein guter Redner. Aber wenn
er als Ministerpräsident führen
will, muss er den Konsens su-
chen.
Trauen Sie ihm das zu?
Im Moment tut er so staatsmän-
nisch, als ob er schon Minister-
präsident wäre. Er ist als Opposi-
tionsführer leiser geworden. Ob
das so bleibt, weiß ich nicht. Des-
wegenentscheiden sichdieWäh-
ler besser fürmich.
Sie klingen skeptisch gegen-
über einer rot-roten Koalition.
Wäre es denn nicht schön, die
CDU in Thüringen nach 24 Jah-
ren an der Regierungmal abzu-
lösen?
Manchmal wünsche ichmir das.
Manche CDU-Minister tun so, als
würdensienochimmeralleinre-
gierenundalswärenwirSPD-Mi-
nister nur ein Betriebsunfall. Die
CDU ist unbeweglich, wir sind
dagegen offen für neue Ideen.

wollen mehr Lehrer einstellen.
Das kostet Geld. Viel mehr Spiel-
raumgibt esnicht.Wirwerden in
Sondierungsgesprächen heraus-
finden, ob die Linkspartei zu
Haushaltsdisziplin fähig ist. Das
istdieVoraussetzungfürRot-Rot.
Das haben wir ja 2009 auch so
gemacht.
Ist die Lage für Rot-Rot besser
als damals?
Anders. 2009 hatten wir ausge-
schlossen, Ramelow zum Minis-
terpräsidenten zu wählen. Jetzt
tunwirdasnichtmehr.Dasheißt
aber nicht, dass wir mit wehen-
den Fahnen Rot-Rot anstreben.
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Die Thüringer SPD hat die Wahl

■ Koalitionspoker: Am 14. Sep-
tember wird in Thüringen ge-
wählt. Erstmals hat ein Linkspar-
tei-Politiker die Chance, Minister-
präsident zu werden. Laut der letz-
ten Umfrage kann die Linkspartei
mit 27 Prozent rechnen, die SPD
mit 19, die CDU mit 36, die Grünen
kämen auf 6 Prozent. Das würde
für Rot-Rot unter der Führung von
Bodo Ramelow reichen. Sicher ist,
dass die SPD der Königsmacher
sein wird. Vor fünf Jahren hatte sie
noch ausgeschlossen, einen lin-
ken Ministerpräsidenten zu wäh-
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Heike Taubert

■ 55, Sozialministerin in Erfurt, ist
seit 1990 in der SPD. Im Januar
2014 wurde sie Spitzenkandidatin
für die Landtagswahl in Thüringen.

len – dieses Tabu haben die Sozial-
demokraten nach der Bundestag-
wahl abgeräumt. Die SPD-Klientel
ist unentschieden, ob sie weiter
Christine Lieberknecht (CDU) un-
terstützen soll: 50 Prozent neigen
zu Rot-Rot, die andere Hälfte zu
Rot-Schwarz. Das erklärt, warum
die SPD vor der Wahl die Koaliti-
onsfrage offenlässt. Einen elegan-
ten Ausweg hat die SPD-Spitze
schon ins Auge gefasst: Eventuell
wird sie nach Sondierungen ihre
Basis in Thüringen über die Koali-
tionsfrage entscheiden lassen. (sr)

der Deutschen Friedensgesell-
schaft (DFG/VK) genügte, um als
ungeeignet für den Staatsdienst
zu gelten.

Mithilfe der „Regelanfrage“
wurden bundesweit etwa 3,5Mil-
lionen BewerberInnen durch-
leuchtet. Der Inlandsgeheim-
dienst legte 35.000 Dossiers an.
Der Gesinnungsschnüffelei un-
terziehenmussten sichnichtnur

Lehrerund Juristen, auchPostbo-
ten und Briefträger könnten
plötzlich ohne Job dastehen.

Forciert wurde das nicht nur
durch die stramm antikommu-
nistischen Parteien CDU und
CSU. „Ulrike Meinhof als Lehre-
rin oder Andreas Baader bei der
Polizei beschäftigt“: Mit solchen
Parolen verteidigte auch Nord-
rhein-Westfalens SPD-Minister-

Eine späte Geste für die Opfer des Radikalenerlasses
BERUFSVERBOTE Niedersachsen will ein „unrühmliches Kapitel in der Geschichte“ des Bundeslandes beenden und die vom Radikalenerlass Betroffenen
rehabilitieren. Doch die erwartenmehr als nur warmeWorte von der rot-grünen Landeskoalition – sie hoffen auch auf eine finanzielle Entschädigung

HANNOVER taz | Als erstes Flä-
chenland will Niedersachsen die
Opfer des sogenannten Radika-
lenerlasses offiziell rehabilitie-
ren.DessenUmsetzungstehe für
ein „unrühmlichesKapitel inder
Geschichte Niedersachsens“,
heißt es in einem von SPD und
Grünen in den Landtag einge-
brachtenAntrag. „Politischmoti-
vierte Berufsverbote, Bespitze-
lungen und Verdächtigungen“
dürften „niewieder Instrumente
des demokratischen Rechts-
staats“ sein. Bisher gab es eine
ähnliche Initiative nur im Stadt-
staat Bremen.

DerRadikalenerlasswar imJa-
nuar 1972 von SPD-Kanzler Willy
Brandt gemeinsam mit den Re-
gierungschefs aller Bundeslän-
der beschlossen worden. Beam-
ter durfte danach nur werden,
„wer die Gewähr dafür bietet,
dass er jederzeit für die freiheit-
lich-demokratische Grundord-
nung im Sinne des Grundgeset-
zes eintritt“. Im Geist des Kalten
Krieges verfolgt wurden damit
vor allem linke AktivistInnen:
Zunächst richtete sich der Be-
schluss vor allem gegen Mitglie-
der der als von Ostberlin fernge-
steuert geltenden DKP.

Bald gerieten aber auch Men-
schen, die keiner Partei angehör-
ten, ins Visier des Verfassungs-
schutzes: Die Mitgliedschaft in

präsident Heinz Kühn den Radi-
kalenerlass. Kanzler Brandt
scheint den Beschluss dagegen
schnell bereut zu haben –
schließlichlösteermassivenPro-
test von Universitäten, Gewerk-
schaften undMedien aus.

Den niedersächsischen Sozi-
aldemokraten fällt eine Distan-
zierung deshalb nicht schwer.
„Brandt selbst hat den Radika-

lenerlass als einen seiner größ-
ten politischen Fehler bezeich-
net“, sagt der Landtagsabgeord-
nete Bernd Lynack, der für die
SPD im Innenausschuss sitzt.
„Die Rehabilitierung ist uns eine
Herzensangelegenheit.“ Schließ-
lich hätten die Betroffenen
durch „langwierige Gerichtsver-
fahren, Diskriminierungen oder
auchArbeitslosigkeit vielfältiges
Leid ertragen“müssen,wie es im
rot-grünen Antrag heißt.

Konkretwerde der Landtag ei-
ne Kommission einsetzen, der
neben Abgeordneten auch Ge-
werkschafter und Betroffene an-
gehören sollen, sagt die Landes-

Erlass ein „Klima der Angst“ er-
zeugt habe, sagt Janssen-Kucz:
„Ich kenne selbst Leute, die in
Stadträten, aber auch auf der
Straße angepöbelt wurden.“

Wichtig ist der 52-Jährigen da-
bei die Zustimmung der Opposi-
tion: Möglichst einstimmig soll
der Landtag die Rehabilitierung
beschließen. Die FDP signalisiert
bereits, den Antrag unterstützen
zuwollen– ihr36-jähriger Innen-
politiker Jan-Christoph Oetjen
bekennt freimütig, erstdurchdie
Parlamentsdiskussion über-
haupt vom Radikalenerlass er-
fahren zu haben. Mancher
Christdemokrat steckt dagegen
noch in den alten Gräben. Es sei
nicht um „Andersdenkende“ ge-
gangen, brüllte der CDU-Abge-
ordnete Reinhold Hilbers bei ei-
ner ersten Debatte: „Es ging um
Kommunisten!“

Dabei fordern die Opfer des
Erlasses mehr. „Wir sind alle
höchstinstanzlich anerkannte
Verfassungsfeinde“, sagt die Re-
alschullehrerin Cornelia Booß-
Ziegling, die seit 1974 nichtmehr
in ihrem Beruf arbeiten konnte.
Nötig sei auch eine finanzielle
Entschädigung: „Es gibt Leute,
die bekommen wegen des Be-
rufsverbots heute nur wenige
hundertEuroRente.Denenmuss
geholfen werden.“

ANDREAS WYPUTTA

„Die Rehabilitierung
ist uns eine Herzens-
angelegenheit“, versi-
chert ein SPD-Politiker

parteichefin der Grünen, Meta
Janssen-Kucz. Die solle deutlich
machen, dass es nicht nur um
„bedauerliche Einzelfälle“ gehe –
so hatte der Innenminister der
2013 abgewählten schwarz-gel-
ben Landesregierung, Uwe
Schünemann (CDU), argumen-
tiert, als das Thema zum ersten
Mal zur Diskussion stand. Viel-
mehr solle klar werden, dass der


